
Bundessozialgericht

1 RA 21/64 I m N a m e n d e 5 V o l k e 3

In dem Rechtsstreit'

Verkündet am
'

' f: Klägerin und Revisionsklägerin,

22° Sept„ 1965
' gegen

0 o o o o o o o e o 0.0 0 o a o a o,

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 1. Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 22° September 1965 durch

Präsident S c h n e i d e r ,
Vorsitzender,

Bundesrichter Dr„ H a u g und

Bundesrichter H e y e r ,
Bundessozialrichter W e i n r e i c h und

Bundessozialrichter V i e h w e g e r ,

zfür Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des

Schleswig—Holsteinischen Landessozialgerichts

lvom 12. Dezember 1965 wird zurückgewiesen°

Kosten sind nicht zu erstatten°
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G r ü n d e

Die Klägerin (geboren 1900) begehrt das vorzeitige Alters—

ruhegeld nach 5 25 Abs° 3 des Angestelltenversicherungs—

gesetzes (AVG)° Nach den Feststellungen des Landessozial—

gerichts (LSG) war sie in ihrer Heimat Lettland seit 1918
in verschiedenen Berufen (uaa° als Hilfelehrerin, Tele—

fonistin,-Kassiererin, Schreibhilfe) beschäftigt° Seit

1945 wohnte sie im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland°

Von 1951 bis 1960 war sie kaufmännische Angestellte und

bei der Beklagten versichert° Sie ist heimatlose Auslände—

rin im Sinne des Gesetzes über die Rechtsstellung heimat—

loser Ausländer im Bundesgebiet vom 25° April 1951 (BGBl I
269)°

Die Beklagte lehnte den im August 1960 gestellten Renten—
antrag ab, weil die für die Wartezeit erforderliche Ver-

sicherungszeit von 180 Kalendermonaten (@ 25 Abs„ 4 AVG)

nicht zurückgelegt sei° Für die Klägerin könnten, weil

Lettland eine gesetzliche Rentenversicherung erst zum

1° Juli 1945 eingeführt habe, Versicherungszciten erst von
diesem Zeitpunkt an berücksichtigt werden„ Die davor lie-

genden Beschäftigungszeiten seien auch nicht nach @ 16 des

Fremdrentengesetzes (FRG) anzurechnen, weil diese Vor—

schrift für die Klägerin als heimatlose Ausländerin nicht

gelte (@ 17 Abs° 2 Satz 2 in Verbindung mit 5 1 Buchst° d
FRG)° Danach seien aber nur 110 Beitragsmonate nachge—

wiesen (Bescheid vom 12° April 1961)°

Die Klägerin War der Meinung, die vor 1943 in Lettland

zurückgelegten Beschäftigungszeiten seien auf die Warte—

zeit anzurechnen° Die Beklagte erkannte zwar im Verlaufe
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des Streitverfahrens die Zeiten von November 1940 bis
Juli 1945 wegen des von der russischen Besatzungsmacht

eingeführten Rechts als weitere Versicherungszeiten im

Sinne der 55 15 und 19 Abs, 2 FRG an, hielt aber daran
fest, daß die Wartezeit für das Altersruhegeld nicht er—

füllt seio Das Sozialgericht (SG) und das LSG schlossen

sich dieser Rechtsauffassung an (Urteile des SG Lübeck

vom 7„ Juni 1962 und des Schleswig—Holsteinischen LSG

vom 12° Dezember 1965)° Das LSG ging in dem die Berufung

der Klägerin zurückweisenden Urteil davon aus, weder könn—

ten die noch strittigen Beschäftigungszeiten nach @@15 und
16 DRG angerechnet werden noch könne sich die Klägerin für

die Zeit vor November 1940 auf die Verordnung des General—

kommissars in Riga über den Aufbau einer Sozialversicherung

vom 1. Mai 1943 (AN 1943 So 558) und die dazu ergangene
Zweite Durchführungsverordnung vom 1° Juli 1945 berufeno

@ 15 FRG scheide aus, weil es damals in Lettland keine

gesetzliche Rentenversicherung im Sinne dieser Vorschrift

gegeben habe, so daß Beiträge zu einer solchen Versicherung

dort von der Klägerin nicht geleistet werden konnten und auch

nicht geleistet worden seien; die Möglichkeit, Beschäftigungs—

zeiten nach @ 16 FRG anzurechnen, werde durch 5 17 Abs° 2

Satz 2 FRG ausgeschlossen° Die Verordnungen des General—

kommissars in Riga von 1945 seien nicht mehr anzuwenden,

weil sie durch Art„ 7 5 5 Abs„ 1 Satz 2 Buchst° p des Dremd—

renten— und Auslandsrenten—Veuregelungsgesetzes (FANG) außer
Kraft gesetzt seien und für Versicherungsfälle seit dem 1„ Ja—

nuar 1959 nicht mehr galten, Die unterschiedliche Behandlung

von vertriebenen Deutschen einerseits und heimatlosen Aus—

ländern andererseits, wie sie sich aus 55 16 und 17 Abs° 2
Satz 2 FRG ergebe, verstoße nicht gegen den Gleichheitsgrund—

satz (Art° 3 des Grundgesetzes — GG —), weil sich die gesetz—
liche Regelung auf zwei unterschiedliche Personengruppen be—

ziehe und keine Willkür erkennen lasse, — Die Revision wurde

zugelassen°
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' Die Klägerin legte Revision ein mit dem Antrag (sinngemäß),

die Urteile der Vorinstanzen sowie den Bescheid

der Beklagten vom 12° April 1961 aufzuheben und

die Beklagte zur Gewährung des vorgezogenen Alters—

ruhegeldes unter Anrechnung auch der von der Klägerin-

vor November 1940 in Lettland zurückgelegten Beschäf—

tigungszeiten vom 1° Dezember 1960 an zu verurteilen,

hilfsweise, das Verfahren auszusetzen und die Ent—

scheidung des Bundesverfassungsgerichts darüber ein—

zuholen, ob ‘

a) die Vorschrift des 5 17 Abs° 2 Satz 2 FRG,
' soweit dadurch heimatlose Ausländer von der

Anrechnung von Beschäftigungszeiten nach

@ 16 BBG ausgeschlossen werden, wegen Ver—
letzung des Art° 3 GG verfassungswidrig ist,

b) Art, 7 @ 3 Abs° 1 Satz 2 Buchst° p FANG
wegen Verletzung des Art° 14 GG vérfassungs—

widrig ist°

Sie rügte die Verletzung der @@16, 17 BBG, des Art° 7 5 5
Abs° 1 FANG sowie der Art° 3 und 14 GG° Das LSG habe zu

Unrecht nicht die Verordnungen des Generalkommissars in Riga

bzw° @ 16 BBG angewandt° Die Herausnahme der heimatlosen

Ausländer aus der Vergünstigung des 5 16 FRG verstoße gegen

den Grundsatz der Gleichbehandlung und widerspreche dem Grund—

gedanken des @ 18 des Gesetzes über die Rechtsstellung heimat—

loser Ausländer vom 25. April 1951° Die unterschiedliche

Behandlung zweier völlig gleichliegender Personengruppen sei

durch keinerlei sachliche Gründe gerechtfertigt und willkür—

lich, Auch bewirke die Regelung des Art° 7 © 3 Abs„—1 Buchst,

p FANG eine entschädigungslose Enteignung und damit einen Ver—

stoß gegen Art. 14 GG" Für die Klägerin sei auf der Grundlage_
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der Verordnung des Generalkommissars in Riga eine Anwart—

schaft auf Berücksichtigung der in Lettland vor dem 1° Juli

1943 zurückgelegten Besohäftigungszeiten entstandenc Diese

Anwartschaft sei im FANG in unzulässiger Weise zunichte

gemacht worden°

Die Beklagte beantragte,

die Revision zurückzuweisen°

Die Revision der Klägerin ist zulässig, aber unbegründet°

Wie das LSGzutreffend entschieden hat, kann sie als heifnat—
lose Ausländerin nicht verlangen, daß ihre vor November 1940

in Lettland zurückgelegten Beschäftigungszeiten auf die Warte—

zeit für das vorzeitige Altersruhegeld angerechnet werden°

Dieses Ergebnis verstößt weder gegen die Vorschriften des

Rentenversicherungsrechts noch gegen sonstige Rechtsvorschrif—

ten, insbesondere auch nicht gegen höherrangiges Recht°

Der Versicherungsfall für das Ruhegeld, das die Klägerin be—

gehrt, ist frühestens mit der Vollendung ihres 60° Lebensjahres

im Jahre 1960 eingetreten. Für die Anrechnung der Beschäfti—

gungszeiten, die sie vor dem 8° Mai 1945 in einem der in 5 1

Abs° 2 Nr„ 3 des Bundesvertriebenengesetzes (BVFG) genannten
ausländischen Gebiete (hier: Lettland) zurückgelegt hat, kom—

men daher die Vorschriften des Fremdrentengesetzes vom 25° Fe—

bruar 1960 (BGBl I 93) in Betracht (vgl° Art° 6 5 5 und Art° 7
5 5 Abs° 1 Satz 1 FANG)„ In dessen Anwendungsbereich fallen im

allgemeinen auch die heimatlosen Ausländer im Sinne des Gesetzes

vom 25° April 1951, und zwar auch dann, wenn sie die deutsche

Staatsangehörigkeit erworben haben oder erwerben (5 1 Buchst° d
DRG)° Von den Vorschriften des Fremdrentengesetzes scheidet al—

lerdings, wie das LSG zutreffend ausgeführt hat, @ 15 im vor—
liegenden Rechtsstreit aus° Diese Vorschrift erfaßt nur Bei—

tragszeiten u‚a° zu ausländischen Rentenversicherungen° Nach
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den Feststellungen des LSG hat die Klägerin aber in-der Zeit

vor November 1940 keine Beiträge zu einer gesetzlichen Renten—

versicherung im Sinne dieser Vorschrift geleistet° Diese

Feststellung wird von der Revision nicht angegriffen und ist

deshalb für den Senat bindend (@ 163 des Sozialgerichts—

gesetzes — SGG —)° Daher braucht im vorliegenden Rechts—

streit auch nicht geprüft zu werden, ob es in der streitigen

Zeit in Lettland überhaupt eine Sicherungseinriehtung ge—

geben hat, die als gesetzliche Rentenversicherung im Sinne

von 5 15 FRG angesehen werden kann und zu der die Klägerin

hätte Beiträge leisten können (vgl° die zu den Verhältnissen

in Estland ergangenen Entscheidungen BSG 20, 255 und BSG im

SozR FRG @ 1 31° Aa 22 Nr, 25; ferner Schmidt, Lettland und

seine Sozialversicherung, 1957)° Auch 5 16 FRG kann die An—
sprüche der Klägerin auf Anrechnung der Beschäftigungszeiten

nicht stützen, Möglicherweise sind zwar die sachlichen Vor—'

aussetzungen dieser Vorschrift gegeben; jedoch sind heimat—

lose Ausländer, wie sich aus @ 17 Abs° 2 Satz 2 in Verbindung

mit 5 1 Buchst° d FRG ergibt, von der Vergünstigung des

5 16 FRG ausdrücklich ausgeschlossen° Diese Vorschrift er—

faßt nur die in 5 1 Buchst° a und Buchst° 0 genannten Per—

sonen sowie deren Hinterbliebene° Daß die Klägerin unter

eine dieser Personengruppen fällt — neben ihrer Zugehörig—

keit zum Personenkreis der heimatlosen Ausländer —, ins—

besondere daß sie etwa als Vertriebene deutscher Volks—

zugehörigkeit im Sinne von 5 1 Abs° 1 BVFG im Geltungs—
bereich des Fremdrentengesetzes anerkannt ist, hat weder

sie selbst behauptet noch das LSG festgestellt° In Er—

mangelung der persönlichen Anspruchsvoraussetzungen kann

sie deshalb aus @ 16 FRG keine Rechte herleiten°

Entgegen der Meinung der Klägerin ist darin, daß ihr die

Vergünstigungen aus @ 16 FRG versagt sind, ein Verstoß
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gegen den Inhalt anderer Gesetze oder gegen höherrangiges

Recht nicht zu erblicken° Zwar sind nach @ 18 des Gesetzes

vom 250 April 1951 heimatlose Ausländer in der Sozialversi—

cherung, in der Arbeitslosenversicherung und in der Arbeits—

loscnfürsorge der Bundesrepublik Deutschland den deutschen

Staatsangehörigen gleichgestellto Dies bedeutet, wie der

7° Senat des Bundessozialgerichts (BSG) für das Gebiet der
Arbeitslosenversicherung entschieden hat (BSG 9, 152), daß

heimatlose Ausländer trotz des Fehlens der deutschen Staats—

angehörigkeit nicht anders behandelt werden dürfen als deut—

sche Staatsangehörige° Sie werden daher unter den gleichen

Voraussetzungen und im gleichen Umfange von den Vorschriften

des deutschen Sozialversicherungsrechts erfaßt, wie all—

gemein deutsche Staatsangehörige und dürfen diesen gegen—

über insoweit nicht benachteiligt werden° Dieser Grundsatz

wird aber durch die Regelung in den 55 16 und 17 Abs° 2
Satz 2 FRG nicht verletzt" Es kann dahinstehen, ob das Fremd—

rentenrecht überhaupt zur Sozialversicherung in diesem Sinne

gehört, denn es regelt nicht den Schutz von Arbeitnehmern in

der Bundesrepublik, sondern ersetzt einerseits zwischenstaat—

liche Verträge über die Auseinandersetzung und die Gegenseitig—

keit auf dem Gebiet der Sozialversicherung mit den Staaten,

mit denen solche Verträge nicht geschlossen werden konnten,

besonders den Vertreibungsländern; auf der anderen Seite sind
“seine Vorschriften dem Lastenausgleich und dem Entschädigungs—

recht für Kriegsfolgen zuzurechnen° Der 5 16 FRG ist aber

auch innerhalb dieses Gesetzes eine Sondervorschrift, die nur

den Vertriebenen und Verschleppten zugute kommt und von der

nicht nur die heimatlosen Ausländer, sondern auch alle deut—

schen Staatsangehörigen ausgenommen sind, die nicht als Ver-

triebene oder Verschleppte anerkannt sind, und zwar auch dann,

wenn sie Beschäftigungszeiten in den im Gesetz bezeichneten

Vertreibungsgebieten zurückgelegt haben° Es handelt sich-
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gerade bei dieser Vorschrift nicht um Sozialversicherung
in der Buneesrepublik und nicht einmal um die Übernahme von
Verpflichtungen fremder Sozialversicherungen, sondern um den
Schadensausgleich für eine fehlende Sozialversicherung° Auf

solche Entsehädigungsleistungen bezieht sich aber das Gesetz
über die Rechtsstellung heimatloser Ausländer im Bundes—

gebiet (HAG) nieht° Zu 5 18 dieses Gesetzes steht daher
@ 17 Abs„ 2 Satz 2 FRG nicht im Widerspruch„ Unter diesen
Umständen braucht der Senat nicht näher auf die Frage ein—

zugehen, Ob im Falle der Unvereinbarkcit beider Vorschriften

sich überhaupt rechtliche Folgen zugunsten der Klägerin er—
geben könnten; insoweit läge möglicherweise nur die Wider—
sprüchlichkeit Zweier im Range je eines einfachen Bundes—
gesetzes stehender Vorschriften vor, wobei nach allgemeinen
R60htsgrundsätzen die jüngere und speziellere Regelung (hier

diGJGNige des EEG) der früheren allgemeinen Regelung (@ 18
HAG) vorzugehen hätte„

Zu demselben Ergebnis führt die sogenannte Flüchtlinge—
konvention (Abk0mmenvom 28„ Juli 1951über die Rechts—
stellung der Flüchtlinge und Zustimmungsgesetz vom 1„ Sep-
tember 1953 - BGBl II 559 —). Abgesehen davon, daß aus
dieser Konvention keine unmittelbaren Rechte gegen Versiche—
rungsträger der Bundesrepublik abgeleitet werden können,
SOHÖeTHnur Verpflichtungen der Bundesrepublik, durch geeig—

nete Maßnahmen die den Flüchtlingen nach der Konvention
zuzubilligenden Rechte einzuräumen, enthält die Konvention
ee1bSt aber auch keine Vorschriften über den Ausgleich von
Schäden, die aUBerhalb der Aufnahmestaaten entstanden sind,
und zwar auch nicht, wenn sie auf die Ereignisse oder Um—

stünde zurückgehen, die zur Anerkennung des Status als
Flüchtling geführt haben° Soweit solche Ausländer trotz
der ihnen etwa Sonst eingeräumten Rechtspositionen noch in

N0t geraten, bleibt ihnen der Rechtsanspruch auf Hilfe nach

.
dem Sozialhilfegesetzo

_9‘_JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_9_

Dies Ergebnis verstößt auch nicht gegen den Gleichheits—

grundsatz des Art„ 3 GG" Der Senat verkennt nicht, daß

das Schicksal der Klägerin möglicherweise dem des Personen—

kreises sehr ähnlich ist, den @ 16 DRG begünstigt° Bei die—
der Vorschrift handelt es sich aber um eine soziale Maß—

nahme besonderer Art, die das Gesetz nur vertriebenen und

verschleppten Deutschen zukommen läßt und auch diesen nur

für Zeiten abhängiger Beschäftigung in ganz bestimmten Ver—

treibungsgebieten° Daß diese Gebiete und der begünstigte

Personenkreis willkürlich abgegrenzt worden seien, läßt sich

nicht feststellen° Aber selbst wenn dies der Fall wäre,

könnte der Senat nicht die Entscheidung des Bundesverfassungs—

gerichts nach Art„ 100 GG einholen, weil seine eigene Ent—

scheidung von der Gültigkeit des 5 16 BBG nicht abhängt° Die
Ansprüche der Klägerin müßten nämlich auch dann abgelehnt

werden, wenn @ 16 FRG verfassungswidrig wäre, weil auch das

Bundesverfassungsgericht die entstehende Lücke nicht ergänzen

könnte (vgl° Beschluß des Bundesverfassungsgerichts vom 11° Ok—

tober 1962 — 1 BVD 14/61 — BVerfGE 14, 308),

Für die Zeiten ihrer Beschäftigung vor November 1940 kann

sich die Klägerin auch nicht mit Erfolg auf die Verordnung

des Generalkommissars in Riga vom 1° Mai 1943 berufen„ Zwar

enthielt @ 24 Abs„ 6 der Zweiten Durchführungsverordnung zu
dieser Verordnung vom 1° Juli 1943 eine Bestimmung, wonach
frühere Beschäftigungszeiten der Versicherten unter bestimm—

ten Voraussetzungen als vollkommene Ersatzzeiten auf die Warte—'

zeit anzurechnen waren„ Diese Bestimmung hat aber nur Ver—

pflichtungen des lettischen Versicherungsträgers begründet,

nicht auch Verpflichtungen des Versicherungsträgers in der

Bundesrepublik Deutschland° Entgegen der Meinung der Revision

hat die Klägerin auf Grund der Vorschriften des zum 31„ Dezem—

ber 1958 aufgehobenen Fremdrenten— und Auslandsrentengesetzes

(FAG) vom 70 August 1953 in Verbindung mit jenen Verpflichtungen

.../lo-
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des lettischen Versicherungsträgers keine Anwartschaft auf

Leistungen des Versicherungsträgers in der Bundesrepublik

Deutschland erworben° Für die Klägerin konnten aus den für

die Erfüllung der Wartezeit nach der Zweiten Durchführungs—

verordnung anzurechnenden beitragslosen Beschäftigungszeiten

keine Rechte entstehen, Diese Zeiten sind zwar nach der

Verordnung als vollkommene Ersatzzeiten behandelt, aber nicht

in Beitragszeiten verwandelt werden weder auf Grund einer

echten oder fingierten Nachversicherung noch einer wirksamen

Nachentrichtung von Beiträgen° Nach @ 4 Abs, 1 Satz 2 FAG
konnten sie deshalb eine Anwartschaft auf Leistungen aus der

Rentenversicherung nicht begründen, denn sie entsprachen

“nicht den nach Bundesrecht anrechenbaren Ersatzzeiten° Der

vorliegende Rechtsstreit unterscheidet sich insoweit von dem

Sachverhalt in der beim Senat früher anhängig gewesenen
Streitsache der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte

gegen Frau Marta d (f ‘ ‘— 1 RA 105/57 —, als es darin um

die Anrechnung von Beitragszeiten ging, In jener Sache hat

es sich zwar um die Bewertung der an eine lettische Ver—

sorgungseinrichtung entrichteten Beiträge gehandelt, die

schon vor jenen Verordnungen bestanden hatte, dann aber

durch diese in die hierdurch geschaffene Sozialversicherung

überführt worden ist, Für die Klägerin dieses Rechtsstreits

sind jedoch nach den Feststellungen des LSG aus Anlaß ihrer

Beschäftigung vor November 1940 niemals Beiträge zu irgend—

einer Versicherungs— oder Versorgungseinrichtung gezahlt

worden°

Aber auch die Vorschrift des 5 17 Abs" 8 FAG über die Anrech—

nung beitragsloser Beschäftigungszeiten kann im vorliegenden

Streitfall nicht angewandt werden, weil sie nur für Beschäf—

tigungszeiten nach dem 1, Juli 1944 gilt° Hat aber nach dem

FAG und den lettischen Verordnungen eine Anwartschaft der

Klägerin aus den vor November 1940 zurückgelegten Beschäfti—
gungszeiten nicht bestanden, so hatte sie auch keine Rechte

erworben, die unter den Schutz des Artikels 14 GG fallen°

_1’]_JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


..‘|']-

Der Senat sieht deshalb auch insoweit keinen Anlaß, der An—

regung der Klägerin nach Aussetzung des Verfahrens und Ein—

holung einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts nach

Art° 100 GG zu entsprecheno

Bei dieser Betrachtung kann dahinstehen, welche Bedeutung dem

Art° 7 @ 3 Abs° 1 Satz 2 Buchst° p FANG zukommt, inwiefern '

die hier ausdrücklich genannte Verordnung vom 10 Mai 1945

— als von der.damals zuständigen deutschen Besatzungsbehörde

erlassenes lettisches Recht — durch Bundesrecht zum 310 Dezem—

ber 1958 "außer Kraft" gesetzt werden konnte„

Danach haben die Vorinstanzen richtig entschieden; die Revi—

sion der Klägerin muß daher zurückgewiesen werden°

Die Kostenentscheidung beruht auf @ 193 SGG°
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